
Schriften zum Öffentlichen Recht

Band 545

Denkmalschutz und
gemeindliche Selbstverwaltung

Dargestellt anhand der Rechtslage in Nordrhein-Westfalen

Von

Karl-Oskar Schmittat

Duncker & Humblot  ·  Berlin



KARL-OSKAR SCHMITTAT 

Denkmalschutz und gemeindliche Selbstverwaltung 



Schriften zum Öffentlichen Recht 

Band 545 



Denkmalschutz und 
gemeindliche Selbstverwaltung 
dargestellt anhand der Rechtslage in Nordrhein-Westfalen 

Von 

Dr. iur. Karl-Oskar Schmittat 

Duncker & Humblot · Berlin 



CIP-Titelaufnahme der Deutschen Bibliothek 

Schmittat, Karl-Oskar: 
Denkmalschutz und gemeindliche Selbstverwaltung: dargest. 
anhand d. Rechtslage in Nordrhein-Westfalen  / von Karl-Oskar 
Schmittat. - Berlin: Duncker u. Humblot, 1988 

(Schriften zum Öffentlichen  Recht; Bd. 545) 
Zugl.: Hagen, Fernuniv., Diss., 1987 
ISBN 3-428-06512-3 

NE: GT 

Alle Rechte vorbehalten 
© 1988 Duncker & Humblot GmbH, Berlin 41 

Satz: Klaus-Dieter Voigt, Berlin 61 
Druck: Berliner Buchdruckerei Union GmbH, Berlin 61 

Printed in Germany 

ISBN 3-428-06512-3 



Vorwort 

Die Arbeit lag im Wintersemester 1987/1988 dem Fachbereich Rechtswis-
senschaften der Fernuniversität Hagen als Dissertation vor. Idee und Kon-
zeption stammen aus meiner Zeit als langjähriger wissenschaftlicher Mitar-
beiter am dortigen Lehrstuhl für Öffentliches  Recht / Verwaltungsrecht. 
Dem Lehrstuhlinhaber Herrn Prof.  Dr. U. Battis bin ich für großzügig 
gewährten Freiraum und tatkräftige Unterstützung dankbar. Danken 
möchte ich auch Herrn Prof.  Dr. Dimitris Tsatsos für die zügige und freund-
liche Zweitbegutachtung. 

Das Manuskript wurde Anfang März 1988 abgeschlossen. Nachträge aus 
späterer Zeit waren nur noch vereinzelt möglich. 

Siegburg, im August 1988 
Karl-Oskar  Schmittat 
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Einleitung 

Am 1. Juli 1980 ist das Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler 
im Lande Nordrhein-Westfalen  in Kraft  getreten1. Das Gesetz ist der 
Schlußpunkt einer landesrechtlichen Kodifikationswelle 2, durch die erst-
malig bundesweit - wenn auch auf landesrechtlicher Ebene - jeweils die 
erforderlichen  Rechtsgrundlagen für einen verbindlichen und notfalls 
zwangsweise durchsetzbaren Schutz von (Bau-)Denkmälern geschaffen 
wurden. 

Ein solcher Denkmalschutz, der über die Anwendung persuasorischer 
Methoden und den Einsatz erhaltungsstimulierender Instrumente (Zu-
schüsse/Steuervorteile) hinausgeht und notfalls Gebote und Verbote be-
stimmter Verhaltensweisen einschließt, kann der Sache nach - ohne daß 
damit bereits eine kompetenzrechtliche Qualifikation verbunden wäre -
eine Art Bodennutzungsregelung beinhalten: Die Anordnung, daß Vorhan-
denes bestehen bleiben soll und durch bestimmte Maßnahmen zu erhalten 
ist, verhindert an der betreffenden  Stelle, mitunter auch in der Umgebung, 
anderweitige, d. h. nicht an die vorhandene Bausubstanz geknüpfte bau-
liche oder nichtbauliche Nutzungen. Auch wenn das Denkmalschutzrecht 
nicht eine bestimmte Nutzung vorschreibt, ist deshalb seine raumgestal-
tende Kraft  unübersehbar. Ihr Ausmaß ist zum einen abhängig von der 
Weite des gesetzlichen Denkmalbegriffs  und der daraus folgenden Quantität 

1 GVB1. S. 226, im folgenden „nw DSchG". 
2 Baden-Württemberg: Gesetz zum Schutz der Kulturdenkmale (Denkmalschutz-

gesetz) v. 25. 5. 1971, GBl. S. 209, i.d.F. des Gesetzes v. 18. 7. 1983, GBl. S. 378 (bad-
würt DSchG); Bayern: Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler (Denkmal-
schutzgesetz) v. 25. 6. 1973, GVB1. S. 328, i.d.F. des Gesetzes vom 7. 12. 1982, GVBL 
S. 722 (bay DSchG); Berlin: Gesetz zum Schutz von Denkmalen in Berlin (Denkmal-
schutzgesetz Berlin) v. 22. 12. 1977, GVB1. S. 2540, i.d.F. des Gesetzes vom 30. 11. 
1981, GVB1. S. 1470 (bin DSchG); Bremen: Gesetz zur Pflege und zum Schutz der 
Kulturdenkmäler (Denkmalschutzgesetz) v. 27. 5. 1975, GBl. S. 265 (brem DSchG); 
Hamburg: Denkmalschutzgesetz v. 3. 12. 1973, GVBL S. 466 (hamb DSchG); Hessen: 
Gesetz zum Schutz der Kulturdenkmäler (Denkmalschutzgesetz) v. 23. 9.1974, GVB1. 
IS . 450, i.d.F. des Gesetzes vom 18. 9.1980, GVBL IS. 333 (hess DSchG); Niedersach-
sen: Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz v. 30. 5. 1978, GVB1. S. 517 (nds 
DSchG); Nordrhein-Westfalen:  Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler im 
Lande Nordrhein-Westfalen  (Denkmalschutzgesetz) v. 11. 3.1980, GVB1. S. 226, i.d.F. 
des Gesetzes vom 18. 5. 1982, GVB1. S. 248 (nw DSchG); Rheinland-Pfalz: Landesge-
setz zum Schutz und zur Pflege der Kulturdenkmäler (Denkmalschutz- und Pflegege-
setz) v. 23. 3. 1978, GVBL S. 159 (rh-pf DSchG); Saarland: Gesetz Nr. 1067 zum 
Schutz und zur Pflege der Kulturdenkmäler im Saarland (saarländisches Denkmal-
schutzgesetz) v. 12. 10. 1977, ABL S. 993 (saarl DSchG); Schleswig-Holstein: Gesetz 
zum Schutz der Kulturdenkmale v. 7. 7. 1958, i.d.F. der Novelle v. 18. 9. 1972, GVB1. 
S. 165, geändert durch Gesetz v. 9. 12. 1974, GVB1. S. 453 (schlh DSchG). 
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erfaßter  Bauwerke, zum anderen vom Stellenwert des Erhaltungsbelangs 
gegenüber gegenläufigen Interessen. Die in der Praxis zu beobachtende und 
im Schrifttum immer wieder beschriebene Ausweitung des modernen Denk-
malbegriffs  etwa durch Einbeziehung der Gebrauchsarchitektur, der sog. 
technischen Denkmäler und der Ensembles bis hin zum „historischen Al t -
stadtkern" führt  die städtebauliche Gestaltungswirkung des Denkmal-
schutzes plastisch vor Augen. 

Andererseits ist die Erarbeitung und Normierung von Bodennutzungs-
konzepten auf örtlicher, parzellenscharfer  Ebene im Baugesetzbuch3 in 
Gestalt der Bauleitplanung gesetzlich geregelt und den Gemeinden als 
Pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe zugewiesen. Die Frage der Erhaltung 
schutzwürdiger Bausubstanz war und ist in diesem Zusammenhang ein zu 
berücksichtigender Belang - neben zahlreichen anderen. 

Bauleitplanung und Denkmalschutz beschäftigen sich demnach beide -
aus jeweils unterschiedlichem Blickwinkel - mit dem öffentlichen  Interesse 
an der Erhaltung von Baudenkmälern. Das wirft  nahezu zwangsläufig die 
Frage auf, wie die beiden Regelungskomplexe einander zuzuordnen sind. 

Aus der Sicht der Gemeinden, die nach der Rechtslage in Nordrhein-
Westfalen nicht nur Träger der Bauleitplanung, sondern auch (unteres) 
Vollzugsorgan des Denkmalschutzgesetzes sind, kann der Erlaß des Denk-
malschutzgesetzes Handlungschance und Entfaltungsbedrohung zugleich 
bedeuten: Der Erweiterung der Handlungsmöglichkeiten durch erstmaliges 
Bereitstellen der erforderlichen  fachgesetzlichen Handlungsgrundlagen 
zum Schutz überkommener Bausubstanz steht die zumindest theoretische 
und potentielle Gefahr gegenüber, daß sich die Frage der Zukunft eines 
Baudenkmals und seiner Umgebung de jure nicht mehr nur nach den bau-
leitplanerisch artikulierten, u. U. auch denkmalschädlichen Entwicklungs-
absichten der Gemeinde richtet, diese Entwicklungs- und Gestaltungsab-
sichten vielmehr fachgesetzlich determiniert oder gar unterlaufen werden. 

Die vorliegende Untersuchung geht der Frage nach, ob und inwieweit 
diese theoretische Möglichkeit nach Struktur und Inhalt der einschlägigen 
Vorschriften  real werden kann. Sie interessiert sich für die Zuordnung der 
beiden Regelungsbereiche aus dem besonderen Blickwinkel der Belange und 
Absichten der Gemeinden. 

Dementsprechend wird in einem ersten Teil zunächst das Fachgesetz dar-
aufhin befragt,  ob und inwieweit es für gemeindliche Interessen aufnahme-
fähig ist. Solches kommt zum einen in Gestalt mehr oder weniger „offener" 
gesetzlicher Begriffe  auf der Tatbestandsseite der einschlägigen Vorschrif-
ten in Betracht. Ferner ist an administrative Beurteilungsspielräume bei 

3 Vom 8. Dezember 1986, BGBl. I S. 2253, im folgenden „BauGB". 
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deren Handhabung zu denken einschließlich der sich ggf. anschließenden 
Frage, wer kompetenziell zu ihrer inneradministrativ-letztverbindlichen 
Ausfüllung berufen ist. Dem verwandt ist auf der Rechtsfolgenseite die Auf-
deckung und Auslotung gemeindlicher Verhaltensmöglichkeiten in der 
Erscheinungsform des Handlungsermessens. Dies erfordert  - unter den 
genannten Aspekten - eine Analyse nicht nur der einschlägigen fachgesetz-
lichen Vorschriften  über dem Begriff  des Baudenkmals, des Denkmalbe-
reichs und die Rechtsfolgen einer Unterschutzstellung von Bauwerken, son-
dern auch des zugehörigen Organisationsrechts. Was sich hieraus an Konse-
quenzen für den Rechtsschutz der Gemeinden im Bereich der Handhabung 
des Fachgesetzes ergibt, wird exkursartig erörtert. 

In einem zweiten Teil geht es um die Rolle des Denkmalschutzes in der 
Bauleitplanung, wiederum schwerpunktmäßig aus dem Blickwinkel ge-
meindlicher Gestaltungsmöglichkeiten. 

Darauf aufbauend nimmt sodann der dritte und zentrale Teil beide Nor-
menkomplexe zusammen in den Blick und untersucht die Möglichkeit diver-
gierender Entscheidungen, sowie Vorrang-, Präjudizierungs- und Rückbin-
dungsfragen. 

Der vierte Teil schließlich befaßt sich mit der Frage, welche Bedeutung 
der grundgesetzlich verankerten gemeindlichen Selbstverwaltungsgarantie 
(Art. 28 Abs. 2 GG) für die in dieser Arbeit behandelten Kernfragen 
zukommt. Aus diesem Blickwinkel werden die bis dahin gewonnenen 
Ergebnisse verfassungsrechtlich  überprüft.  Die im Verlauf der Untersu-
chung bis dort praktizierte weitgehende Beschränkung auf die Interpreta-
tion des einfachen Gesetzesrechtes geschieht durchaus bewußt. Sie ent-
springt der vom Verfasser  geteilten Einschätzung, daß in der gegenwärtigen 
dogmatischen Diskussion und ebenso in mancher Gerichtsentscheidung eine 
Tendenz zum vorschnellen Rückgriff  auf Verfassungsgrundsätze  zu beob-
achten ist, die der Intensität und Qualität der Auslegung einfachen Rechts 
abträglich ist4. Der frühzeitige „Griff  nach oben" birgt die Gefahr in sich, 
daß Interpretationsmöglichkeiten auf der Ebene des einfachen Gesetzes-
rechts nicht voll ausgeschöpft werden und das Auslegungsergebnis maßgeb-
lich von einem bereits in dieser Phase einbezogenen Verfassungsgrundsatz 
beeinflußt wird, ohne daß wirkl ich feststünde, daß die Verfassung ein ande-
res Ergebnis nicht zuließe5. Vielfach wird eine solche vom „Lichte der Ver-
fassung" geprägte Interpretation schon deshalb nicht recht überzeugen, 
weil die herangezogenen Verfassungsbestimmungen und -grundsätze regel-
mäßig selbst der Konkretisierung durch nachrangiges Recht bedürfen und 
dem dabei bestehenden Spielraum des Gesetzgebers nur gewisse äußere 

4 Vgl. Papier, DÖV 1986, 621 (622 f.). 
5 Zur Unterscheidung zwischen einer „echten" und einer „unechten" verfassungs-

konformen Interpretation Weyreuther, DÖV 1982, 173 (178 f.). 

2 Schmittat 


